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 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
Flächennutzungsplan, 132. Änderung („SO Freiflächenphotovoltaikanlage Donauwiesen“, 
Gmkg. Hacklberg) 
Bekanntmachung der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

  
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Mobilität beschloss in seiner Sitzung am 25.10.2022 
die 132. Flächennutzungsplanänderung einzuleiten, um anstelle der dargestellten „Fläche für die 
Landwirtschaft“ auf der TF Fl.Nr. 1001/0, Gemarkung Hacklberg (unmittelbar nördlich der 
Staatsstraße 2125), ein Sondergebiet „Freiflächenphotovoltaikanlage“ sowie ein Sondergebiet 
„Erneuerbare Energien“ im Sinne des § 11 Baunutzungsverordnung (BauNVO) darstellen zu 
können. Parallel wird der Bebauungsplan „SO Freiflächenphotovoltaikanlage Donauwiesen“, 
Gmkg. Hacklberg aufgestellt.  
 

 
Ausschnitt FNP-Entwurf  
 
In der Sitzung am 05.12.2023 hat der Ausschuss für Stadtentwicklung und Mobilität der Stadt 
Passau für diesen Bebauungsplan den Billigungs- und Auslegungsbeschluss gefasst.  
 
Der Flächennutzungsplan (Stand: 21.11.2023) mit Begründung (Stand: 21.11.2023), 
Umweltbericht (Stand: 21.11.2023) sowie die wesentlichen, bereits vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen können von 29.12.2023 bis 02.02.2024 unter folgender 
Internetadresse eingesehen werden: https://www.o-sp.de/passau/. Zudem liegen diese während 
der Dienststunden vor dem Zimmer 206 des Neuen Rathauses, II. Etage, Rathausplatz 3, 94032 
Passau, öffentlich aus. Soweit Erläuterungen hierzu gewünscht sind, bitten wir um telefonische 
Anmeldung unter 0851/396 – 398 bzw. -231.  
 
Es sind dabei folgende Arten wesentlicher umweltbezogener Informationen verfügbar:  
Ein Umweltbericht vom 21.11.2023 mit insbesondere einer Einleitung samt Kurzdarstellung des 
Inhalts und wichtiger Ziele der Flächennutzungsplan- und Landschaftsplanänderung sowie einer 
Darstellung der in den einschlägigen Fachgesetzten und Fachplänen festgelegten Ziele; mit 
Informationen zu der Bestandsaufnahme, Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkung 
einschließlich der Prognosen bei Durchführung der Planungen (bezogen auf die Schutzgüter 
Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Luft und Klima, Landschaft, Mensch, Kultur und Sachgüter, 
Fläche sowie die Wechselwirkungen untereinander);Aussagen zur Prognose über die 
Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung, Inhalte zu den geplanten 
Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich; mit Vermeidungsmaßnahmen 
bezogen auf die verschiedenen Schutzgüter; mit Informationen zu Ausgleich, Ausgleichsbedarf 
sowie der Ausgleichsfläche; Informationen zu Planungsalternativen unter Berücksichtigung der 

https://www.o-sp.de/passau/
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Ziele und des räumlichen Geltungsbereichs, Inhalten zu dem methodischen Vorgehen und den 
technischen Schwierigkeiten sowie Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring) und einer 
Zusammenfassung.  
 
Bestandteil der ausliegenden Unterlagen sind auch die bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen bzw. Informationen zu den Themen:  
 
Aussagen hinsichtlich land- und forstwirtschaftlicher Belange, Informationen zur (energetischen) 
Versorgungs- sowie Telekommunikationsinfrastruktureinrichtungen, den Belangen der 
Wirtschaft, Aussagen zur Raumordnung insbesondere auch Einsehbarkeit, Aussagen hinsichtlich 
natur- und umweltschutzrechtlicher Belange, Aussagen zum Klimaschutz bzw. zu erneuerbaren 
Energien, Informationen zu Straßenverkehrsanlagen, zur Entwässerung 
(Oberflächenentwässerung) und zu den verschiedenen Immissionen.  
 
Die diesen Informationen zu Grunde liegenden Unterlagen liegen ebenfalls unter o. a. 
Internetadresse währen o. a. Frist aus.  
 
Stellungnahmen können während dieser eingangs erwähnten Frist schriftlich oder während der 
Dienststunden (nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter 0851/396 – 398 bzw. -231) zur 
Niederschrift abgegeben werden. Des Weiteren liegen in der Dienststelle Stadtplanung (Neues 
Rathaus, Zi. 206) etwaige auf im Bauleitplan Bezug genommene DIN-Vorschriften bzw. 
Technische Regelwerke zur Einsichtnahme bereit.  
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über die 
Bebauungsplanaufstellung unberücksichtigt bleiben, wenn die Stadt Passau den Inhalt nicht 
kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des 
Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist. Der Inhalt dieser Bekanntmachung und die nach § 3 
Abs. 2 S. 1 BauGB auszulegenden Unterlagen sind im Internet unter o.a. Adresse veröffentlicht.  
 
Zusätzlicher Hinweis bzgl. des Verbandsklagerechts von Umweltverbänden: Eine Vereinigung im 
Sinne des § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 UmwRG (Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes) ist in einem 
Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2 UmwRG gemäß § 7 Abs. 3 S. 1 UmwRG mit allen 
Einwendungen ausgeschlossen, die sie im Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht 
rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können (§ 3 Abs. 3 BauGB). 
 
Datenschutz:  
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 
Buchstabe e (DSGVO) i. V. mit § 3 BauGB und dem BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme 
ohne Absenderangaben abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. 
Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Datenschutzrechtliche 
Informationspflichten im Bauleitplanverfahren“ das ebenfalls im Internet zu finden ist.  
 
Passau, den 20.12.2023  
STADT PASSAU 
Jürgen Dupper  
Oberbürgermeister  
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 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
Außenbereichssatzung „Neureut / Jägerreuth“, 4. Änderung, Gmkg. Hacklberg und Ries 
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 BauGB 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Mobilität der Stadt Passau hat in seiner Sitzung am 18.04.2023 die 
Einleitung des Verfahrens zur Änderung der o.a. Außenbereichssatzung beschlossen. Die 
Außenbereichssatzung „Neureut / Jägerreuth“ soll demnach auf den Fl.Nrn. 222 sowie 222/3, Gemarkung 
Ries, nördlich des Anwesens „Neureuth 24b“ geändert werden, um die Zulassungsvoraussetzzungen für 
weitere Wohngebäude gem. § 35 Abs. 2 BauGB zu modifizieren, welche nicht im Sinne des § 35 Abs. 1 
BauGB privilegiert bzw. bereits im Sinne des § 35 Abs. 4 BauGB begünstigt sind. 
 
Der Stadtrat der Stadt Passau hat die o. a. Außenbereichssatzung am 18.12.2023 als Satzung beschlossen.  
Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuchs (BauGB) ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Mit dem Tage der Bekanntmachung wird die Außenbereichssatzung rechtsverbindlich.  
 
Die Außenbereichssatzung mit Begründung und ggf. weitergehenden Unterlagen können unter folgender 
Internetadresse https://www.o-sp.de/passau/ sowie nach möglichst vorheriger Terminvereinbarung unter 
0851 / 396 – 398 bzw. – 231 zu den üblichen Dienststunden öffentlich in den Räumlichkeiten der Dst. 
Stadtplanung (2. Stock, Neues Rathaus, Rathausplatz 2) eingesehen werden und über deren Inhalt Auskunft 
verlangt werden. Etwaige evtl. im Bauleitplan Bezug genommene DIN-Vorschriften bzw. Technische 
Regelwerke liegen ebenfalls in der Dienststelle zur Einsichtnahme bereit. 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 
 
Unbeachtlich werden demnach 
1. eine nach § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans, 
3. nach § 214 Abs. 3 S. 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs und 
4. nach § 214 Abs. 2a im beschleunigten Verfahren beachtliche Fehler, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der 
Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen 
soll, ist darzulegen. Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 
hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene 
Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
 
Passau, den 20.12.2023                    
STADT PASSAU 
Jürgen Dupper  
Oberbürgermeister 
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 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan der Stadt Passau, 129. Änderung;  
Darstellung eines Urbanen Gebietes (MU) an der Haitzinger Straße, Gmkg. Haidenhof 
 

 Bekanntmachung der Genehmigung gem. § 6 Abs. 5 BauGB 
 
Mit Schreiben vom 27.11.2023 wurde seitens der Regierung von Niederbayern die durch eine 
verlängerte Laufzeit des internen Genehmigungsverfahrens die mit Ablauf des 05.10.2023 
eingetretene Genehmigungsfiktion nach § 6 Abs. 4 BauGB bestätigt.  
 
Der Eintritt der Genehmigungsfiktion wird hiermit gemäß § 6 Abs. 5 des Baugesetzbuchs (BauGB) 
ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung wird die 129. Änderung des 
Flächennutzungsplans wirksam.  
 
Jedermann kann den Flächennutzungsplan und die Begründung sowie die zusammenfassende 
Erklärung über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung in dem Flächennutzungsplan berücksichtigt wurden, und aus welchen 
Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen 
Planungsmöglichkeiten gewählt wurde sowie etwaige auf im Bauleitplan Bezug genommene DIN-
Vorschriften bzw. Technische Regelwerke, bei der Stadt Passau zu den Dienststunden einsehen 
und über deren Inhalt Auskunft verlangen.  
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie der Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 
BauGB wird hingewiesen.  
Unbeachtlich werden demnach  
1. eine nach § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens-und Formvorschriften und  
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über 

das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und  
3. nach § 214 Abs. 3 S. 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn sie 

nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans schriftlich 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die 
Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.  

 
 
Passau, den 20.12.2023                     
STADT PASSAU 
Jürgen Dupper  
Oberbürgermeister 
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 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
Bebauungsplan „Untersölden“, 5. Änderung, Gmkg. Grubweg    
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 BauGB 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Mobilität beschloss in seiner Sitzung am 05.07.2022 
die Einleitung des o.a. Bauleitplanverfahrens. Mit dieser vorliegenden 5. Änderung des seit 
24.07.1991 rechtsverbindlichen Bebauungsplans „Untersölden“, Gemarkung Grubweg, soll im 
Bereich der Fl.Nrn. 223/10 und 223/15 (Dr. Fritz-Ebbert-Straße 1), Gmkg. Grubweg, geändert 
werden, um das Gebiet an die derzeit schon bestehenden Nutzungen anzupassen und in diesem 
Zuge eine Aufstockung eines Teilbereichs des Bestandsgebäudes (vorwiegend gewerbliche 
Nutzung) und einen Neubau (Wohnnutzung) zu ermöglichen. Als Nutzungsart wird ein 
Mischgebiet (MI) festgesetzt. Der rechtswirksame Flächennutzungsplan, welcher im Bereich der 
Fl.Nrn. 223/10 und 223/15, Gmkg. Grubweg ein Allgemeines Wohngebiet (WA) darstellt, wird 
gem. § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege einer Berichtigung angepasst. 
 
Der Stadtrat der Stadt Passau hat den o.a. Bebauungsplan am 18.12.2023 als Satzung 
beschlossen. Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuchs (BauGB) 
ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Mit dem Tage der Bekanntmachung wird der Bebauungsplan rechtsverbindlich.  
 
Der Bauleitplan, die Begründung und ggf. weitergehenden Unterlagen können unter folgender 
Internetadresse eingesehen werden: https://www.o-sp.de/passau/. Der Bebauungsplan mit 
Begründung sowie etwaige auf im Bauleitplan Bezug genommene DIN-Vorschriften bzw. 
Technische Regelwerke werden zudem vom heutigen Tage an im Neuen Rathaus, Rathausplatz 
3, 94032 Passau, 2. Etage, Zimmer 206, während der Dienststunden zur öffentlichen 
Einsichtnahme bereitgehalten. Die Einsichtnahme der Unterlagen sowie die Möglichkeit über die 
Inhalte, Auskunft zu erlangen, sind nach möglichst vorheriger telefonischer Anmeldung unter 
0851 / 396 – 398 bzw. - 231 zu den Dienststunden möglich. 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften 
und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird 
hingewiesen. 
 
Unbeachtlich werden demnach 
1. eine nach § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und 
Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das 
Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans, 
3. nach § 214 Abs. 3 S. 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs und 
4. nach § 214 Abs. 2a im beschleunigten Verfahren beachtliche Fehler, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans schriftlich 
gegenüber der 
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Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel 
begründen 
soll, ist darzulegen. Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 
4 BauGB 
hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB 
eingetretene 
Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in 
dem die 
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
 
Passau, den 20.12.2023                     
STADT PASSAU 
Jürgen Dupper  
Oberbürgermeister 
 
 
 Bekanntmachung zum Deutschlandticket, Ausgleichsleistungen nach § 45a PBefG, 

Zweckvereinbarungen 
 
Der Stadtrat der Stadt Passau hat in seiner Sitzung am 18.12.2023 beschlossen, eine Ermächtigung für eine 
Allgemeinverfügung im Sinne der VO (EG) 1370/2007 vom 17.11.2023 in Form einer Allgemeinverfügung 
mit Wirkung zum 01.01.2024 zu erteilen, die das Deutschlandticket verlängert und eine Nachfolgeregelung 
für die Finanzierung der Schülerbeförderungskosten nach § 45a PBefG schafft. 
 
Zum 01.05.2023 wurde das von Bund und Länder beschlossene Deutschlandticket (D-Ticket) eingeführt. Da 
die Landkreise und kreisfreie Städte gem. Art. 8 Abs. 1 BayÖPNVG Aufgabenträger (AT) und damit für die 
Planung, Organisation und Sicherstellung des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) zuständig sind, 
mussten die Aufgabenträger (wie alle anderen AT‘s auch) zur Einführung eine sog. Allgemeine Vorschrift 
erlassen. Darin werden die Verkehrsunternehmen (VU) verpflichtet, das Deutschlandticket anzuerkennen. 
Außerdem enthält sie Ausführungen zum Ausgleichsverfahren (Ausgleich der Einnahmeausfälle der 
Verkehrsunternehmen). 
 
Nachdem sich Bund und Land nun für eine Weiterführung des D-Tickets entschieden haben, sind für die Zeit 
ab 01.01.2024 erneut eine Allgemeine Vorschrift notwendig. 
 
Passau, den 20.12.2023 
STADT PASSAU 
Jürgen Dupper  
Oberbürgermeister  
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 Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG); 
Antrag auf gehobene wasserrechtliche Erlaubnis für das Einleiten von geklärtem Abwasser 
aus der Kläranlage Passau-Haibach in die Donau, linkes Ufer, bei Stromkilometer 2223,725  
durch die Stadt Passau, vertreten durch die Dienststelle Stadtentwässerung, Rathausplatz 1, 
94032 Passau 
Öffentliche Bekanntmachung des Ergebnisses der Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 
UVPG 

 
Die Stadt Passau, Dienststelle Stadtentwässerung hat die (Wieder-)erteilung einer gehobenen 
wasserrechtlichen Erlaubnis gemäß § 15 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) für die Einleitung von 
geklärtem Abwasser aus der Kläranlage Passau-Haibach in die Donau (Gew. I), linkes Ufer, bei 
Strom-kilometer 2223,725 beantragt.   
 
Die bis 31.12.2023 gültige Erlaubnis beinhaltet u.a. bei einer Ausbaugröße von 110 000 EW eine 
Einstufung der Kläranlage in Größenklasse 4. Die derzeitige Ausbaugröße wird ebenso beibehalten 
wie die derzeit geltenden Werte für Überwachungsparameter. Die bestehenden Bauwerke und 
Anlagen werden unverändert weiterbetrieben.   
 
Da es sich bei dem beantragten Vorhaben um die Errichtung bzw. den Betrieb einer 
Abwasserbehandlungsanlage handelt, die für 600 kg/d bis weniger als 9.000 kg/d biologischen 
Sauerstoffbedarfs ausgelegt ist, wurde auf Grundlage der mit dem Antrag vorgelegten Unterlagen 
eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls zur UVP gem. § 5 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 UVPG i.V.m. 
Nr. 13.1.2 der Anlage 1 zum UVPG durchgeführt. 
 
Durch den Betrieb sind gemäß Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde auch in 
naturschutzfachlicher Hinsicht keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten. Die Verträglichkeit 
mit den Erhaltungszielen des FFH-Gebietes „7447-371 Donau von Kachlet bis Jochenstein mit Inn- 
und Ilzmündung“ in Bezug auf die Gewässerfauna und die Entwicklungsziele des FFH-
Managementplans wurde in der FFH-Verträglichkeitsabschätzung nachvollziehbar dokumentiert.   
Die rechtlichen Vorgaben zur Gewässer-Reinhaltung und zum Schutz des Naturhaushalts werden 
mit Einhaltung der Anforderungen des ATV-DVWK-Merkblatts M 153 erfüllt.  
 
Gemäß Stellungnahme der Fachberatung für Fischerei werden durch die beantragten 
Einleitungen der Gewässerlebensraum und die Fischfauna belastet. Diese ist nach 
fischereifachlicher Einschätzung noch verträglich, wenn die Ablaufwerte innerhalb des 
vorgegebenen gesetzlichen Rahmens liegen und die Vorgaben aus entsprechendem fachlichen 
Regelwerk eingehalten sind.  
 
Die wasserrechtliche Genehmigungsfähigkeit setzt unter Festsetzung von Auflagen einen 
regelkonformen Betrieb der Kläranlage voraus, eine Beeinträchtigung des Schutzguts Tiere ist 
daher nicht zu besorgen.  
 
Für die übrigen Schutzgüter liegen keine Anhaltspunkte vor, die Auswirkungen des Betriebs der 
Kläranlage erwarten lassen.  
 
Im Rahmen der Vorprüfung wird festgestellt, dass für das beantragte Vorhaben keine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 
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Das Vorhaben kann nach Einschätzung der Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung unter 
Berücksichtigung der in der Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen haben, die bei der Zulassungsentscheidung nach § 25 Abs. 2 UVPG zu 
berücksichtigen wären.    
 
Diese Feststellung wird hiermit gem. § 5 Abs. 2 UVPG bekanntgegeben.  
       
Gemäß § 5 Satz 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbstständig anfechtbar. 
  
Die Unterlagen, auf deren Grundlage die Vorprüfung erfolgte, sind der Öffentlichkeit nach den 
Bestimmungen des Umweltinformationsgesetzes bei der Stadt Passau, Umweltamt der Stadt 
Passau, Rathausplatz 2 + 3, Altes Rathaus, 6. Stock, Zimmer 607, während der üblichen 
Geschäftszeiten zugänglich. 
 
13.12.2023 
 
Stümpfl 
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